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Transformationsprozess
Deutsche Einheit

Der Beitrag stellt die FuÈ lle der
grund- und bodenbezogenen
Aufgaben, die der System-
wechsel im Zuge der deut-
schen Einheit fuÈr die neuen
LaÈnder mit sich brachte, in
einer Gesamtschau zusam-
menfassend dar. Dadurch
wird es moÈglich, Einzel-
aspekte einzuordnen und im
Gesamtkontext zu beurteilen.

1 Einleitung

Die LaÈnder Osteuropas sind auf dem
Weg von der sozialistischen Plan-
wirtschaft in die soziale Marktwirt-
schaft. Dabei kommt der Eigentums-
ordnung an Grund und Boden eine
zentrale Bedeutung zu. Sie ist aus
dem bisherigen System des Volksei-
gentums in das westeuropaÈische Sys-
tem des Privatrechts zu uÈberfuÈhren.
Die vermoÈgensrechtliche Auseinan-
dersetzung umfasst im Wesentlichen
fuÈnf Aufgabenbereiche:
1. Schaffung eines neuen Grund-

stuÈcks- und Immobilienrechts:
Kodifizierung des privaten Bo-
denrechts (materielles und for-
melles Liegenschaftsrecht), des
GrundstuÈcksverkehrsrechts, des
Miet- und Pachtwesens sowie
des Kataster- und Vermessungs-
rechts

2. Rechtsanpassung: UÈ berfuÈhrung
der im sozialistischen Gesell-
schaftssystem entstandenen zivil-
rechtlichen GrundstuÈcksverhaÈlt-
nisse in das nun geltende (neue)
GrundstuÈcks- und Immobilien-
recht

3. Privatisierung: UÈ berfuÈhrung der
volkseigenen Unternehmen und
kollektiven landwirtschaftlichen
Betriebe in eine marktwirtschaft-
liche Ordnung (unternehmensbe-
zogene VermoÈgensabwicklung)
und VeraÈuûerung des nicht fuÈr oÈf-
fentliche Aufgaben bzw. als FlaÈ-

chenreserve benoÈtigten volkseige-
nen GrundvermoÈgens

4. OÈ ffentliche Restitution: UÈ bertra-
gung des in der oÈffentlichen
Hand verbleibenden GrundvermoÈ-
gens als Zweck- und FiskalvermoÈ-
gen auf die verschiedenen Bedarfs-
traÈger (Kommunen, Kommunal-
verbaÈnde, Staat und andere KoÈrper-
schaften des oÈffentlichen Rechts)

5. Private Restitution: RuÈckgabe von
rechtsstaatswidrig genommenen
Immobilien an die fruÈheren Ei-
gentuÈmer oder ggf. EntschaÈdigung
oder Ausgleich fuÈr erlittene Ver-
moÈgensschaÈden bei Ausschluss
der Restitution (Unrechtsbereini-
gung)

Vor allem die Rechtsanpassung ist
vielfach nur effizient und dauerhaft
befriedigend, wenn auch die uÈber-
kommenen Eigentumsstrukturen
neu geordnet werden und es zu einer
UÈ bereinstimmung mit den Besitz-
und NutzungsverhaÈltnissen kommt.
Dieser Prozess ist wiederum einge-
bettet in den Aufbau einer nachhalti-
gen Raumentwicklung nach den
Prinzipien der Agenda 21. Dabei
gilt es, das wirtschaftliche Wachs-
tum zu beleben (Schaffung neuer
Wirtschaftsstandorte, FoÈrderung
von Investitionen und Sicherung
der ArbeitsplaÈtze), oÈkologische
SchaÈden zu beseitigen und die weite-
re Entwicklung umweltvertraÈglich
zu gestalten. Nicht zuletzt ist auch
der Wegfall zahlreicher bisher tra-
gender sozio-kultureller Strukturen
aufzufangen, um das Gemein-
schaftsleben adaÈquat zu gestalten.
Der gesamte Transformationspro-
zess laÈsst sich daher mit den Schlag-
worten Anpassung, Ordnung und
Entwicklung beschreiben.
Eine solcher Systemwechsel ist mit
dem Beitritt der DDR zur Bundesre-
publik Deutschland nach Maûgabe
des Einigungsvertrages (EV vom
31.08.1990, BGBl. II S. 889) bereits
(teilweise) vollzogen worden. Im
Folgenden soll daher der Versuch un-
ternommen werden, die grund- und
bodenbezogenen Aspekte der deut-

schen Wiedervereinigung im Ge-
samtuÈberblick darzustellen. Ziel der
Systematisierung ist es, fuÈr eine kri-
tische Auseinandersetzung und Auf-
arbeitung den Grundstein zu legen,
um letztlich auch fuÈr die mittel-
und osteuropaÈischen Staaten Emp-
fehlungen ableiten zu koÈnnen. Denn
bisher fehlt in weiten Bereichen
eine Aufarbeitung des Einigungs-
prozesses voÈllig, so dass wertvolle
Erfahrungen fuÈr aÈhnliche Aufgaben
ungenutzt bleiben. Dies gilt insbeson-
dere auch fuÈr die Bodenordnung.
WaÈhrend Anfang der 90er Jahre
hauptsaÈchlich die spezielle Problem-
lage aufgezeigt wurde (DIPPOLD

1993, SEELE 1992 oder WEISS

1992), befassen sich die neueren Ar-
beiten vorwiegend mit Einzelaspek-
ten (FEHSENFELD 1996, SCHLOSSER

2000 oder THIEMANN 2001) und der
Rechtslage (statt vieler: THoÈNE/
KNAUBER 1996). Eine vergleichende
Wertung der Strategien, Methoden
und Instrumente fehlt jedoch weitge-
hend (vgl. TTHOÈ NE 1995). BezuÈglich
der maûgeblichen Rechtsvorschrif-
ten sei auf den Band ¹GrundstuÈcks-
recht-Ostª (Beck-Texte im dtv Nr.
5580) ergaÈnzt durch ¹VermoÈgensge-
setzª (Beck-Texte im dtv Nr. 5566)
verwiesen, so dass im Weiteren auf
die Angabe der amtlichen Fundstel-
len (BGBl.) verzichtet werden kann.

2 Anpassung der
RechtsverhaÈltnisse

Im deutschen Einigungsprozess lag
mit dem BuÈrgerlichen Gesetzbuch
(BGB) der Bundesrepublik das Ziel-
system bereits vor (siehe Art. 8 und 9
EV). Die in der DDR entstandenen
besonderen Rechtsinstitute, wie
z. B. dingliche Nutzungsrechte an
Grund und Boden, wurden zunaÈchst
nach Maûgabe des EinfuÈhrungsge-
setzes zum BGB (EGBGB) vorlaÈufig
aufrecht erhalten und uÈbergeleitet
(Art. 231 ± 233 EGBGB). Eine end-
guÈltige Anpassung sollte hauptsaÈch-
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lich mit spaÈteren gesetzlichen Rege-
lungen erfolgen. Denn die DDR
hatte mit der fuÈr die Umgestaltung
erforderlichen Rechtssetzung nach
dem Oktober 1989 zwar begonnen,
konnte diese in der KuÈrze der Zeit
aber nur punktuell vollziehen und
konzentrierte sich vor allem auf
die unternehmensbezogene VermoÈ-
gensabwicklung und oÈffentliche Re-
stitution (insb. Gesetz zur Privatisie-
rung und Reorganisation des
volkseigenen VermoÈgens (Treuhand-
gesetz ± THG vom 17.06.1990),
Gesetz uÈber die strukturelle Anpas-
sung der Landwirtschaft an die
soziale und oÈkologische Marktwirt-
schaft in der DDR (Landwirtschafts-
anpassungsgesetz ± LwAnpG vom
29.06.1990) und Gesetz uÈber das
VermoÈgen der Gemeinden, StaÈdte
und Landkreise (Kommunalver-
moÈgensgesetz ± KVG vom
06.07.1990)).

2.1 RechtsuÈberfuÈhrung

Die RechtsuÈberfuÈhrung hat die Auf-
gabe, die in der vierjaÈhrigen Besat-
zungszeit (1945± 1949) und vierzig-
jaÈhrigen Dauer der DDR (1949±
1989) entstandene vermoÈgensrecht-
liche Situation an das Sozial-, Wirt-
schafts- und Rechtssystem des wie-
dervereinten Deutschlands anzupas-
sen. Zur Umsetzung dieses Prozes-
ses wurde in mehreren gesetzgeberi-
schen Schritten ein umfangreiches
Partikularrecht fuÈr das Beitrittsge-
biet geschaffen, dessen Entwicklung
mit dem Sachen- und Schuldrechts-
aÈnderungsgesetz (beide vom
21.09.1994) weitgehend zum Ab-
schluss gekommen ist.
In der ersten Phase des seit dem
03.10.1990 anlaufenden Einigungs-
prozesses war man davon ausgegan-
gen, dass es sich bei dem Immobili-
arrecht der fruÈheren DDR um ein
uÈberschaubares und auf Grund des
fruÈher geltenden diktatorischen
Durchgriffsprinzips um ein einfa-
ches, in klaren Strukturen kodifizier-
tes Recht handele, dass mit wenigen
juristischen Eingriffen in das System
des BGB uÈberfuÈhrt werden koÈnne.
Sehr schnell zeigte sich jedoch ent-
gegen dieser anfaÈnglichen Vermu-
tung eine aÈuûerst differenzierte und
komplizierte Rechtssituation. Dies
lag einerseits daran, dass das alte

BGB-Privateigentum im Zivilrecht
der DDR (Zivilgesetzbuch ± ZGB
vom 19.06.1975, GBl. I S. 465) wei-
ter galt (siehe §§ 22 ± 24 ZGB), an-
dererseits aber das sozialistische Ei-
gentum (siehe §§ 17±21 ZGB), spe-
zifiziert in Eigentum des Volkes so-
wie sozialistischer Genossenschaf-
ten und gesellschaftlicher Organisa-
tionen, mit dem Institut der Rechts-
traÈgerschaft und den lehensartig aus-
gepraÈgten Nutzungsrechten zuneh-
mend im Vordringen begriffen war.
Zudem wurde das Nutzungsrechts-
system trotz klarer Rechtsverord-
nungen regional sehr unterschiedlich
gehandhabt und entgegen den eige-
nen Rechtsvorschriften weiterhin
Bodenpolitik betrieben.
In der DDR beruhte die Inanspruch-
nahme fremder GrundstuÈcke in wei-
ten Bereichen nicht auf privatauto-
nom ausgehandelten Vereinbarun-
gen, sondern auf Rechten, die durch
administrative Entscheidungen
staatlicher Stellen oder anderer Or-
gane nach den politischen Weisun-
gen der SED auf gesetzlicher Grund-
lage vergeben wurden. Dies ent-
sprach dem Grundsatz einer staatlich
gelenkten, vergesellschafteten Bo-
dennutzung (vgl. ROHDE 1989).
Sehr haÈufig wurden GrundstuÈcke
aber auch rechtswidrig allein auf
Grund einer Entscheidung des Staa-
tes oder eines LPG-Vorsitzenden zur
Bebauung zugewiesen. FuÈr den
LPG-Bereich sind diese sog. Billi-
gungsfaÈlle sogar typisch, da nach
der in der DDR uÈblichen Praxis die
VorstaÈnde der LPG`en die Bebauung
anordneten oder gestatteten. Letztere
Formen der Inanspruchnahme frem-
der GrundstuÈcke waren so haÈufig,
dass sie als systemimmanent be-
zeichnet werden muÈssen. FuÈr den
redlichen Eigenheimbauer hing es
zumeist vom Zufall ab, ob und in
welcher Form er ein GrundstuÈck zu
Bebauung erhielt. Der private Bau-
herr musste sich den Gegebenheiten
fuÈgen und hatte keine MoÈglichkeit,
eine ordnungsgemaÈûe Vorgehens-
weise durchzusetzen.

2.1.1 Sachenrechtsbereinigung

Gerade das selbstaÈndige GebaÈudeei-
gentum (§ 295 ZGB) in Verbindung
mit dem Recht der GrundstuÈcksnut-
zung (§§ 287 ±294 ZGB) fuÈhrte zu

einer AushoÈhlung des privaten
Grundeigentums bis hin zu dessen
faktischer Inhaltslosigkeit. Derartige
VerhaÈltnisse stehen im krassen Wi-
derspruch zu dem grundlegenden
Rechtsprinzip der Einheit von Boden
und GebaÈude im bundesdeutschen
Immobiliarsachenrecht nach § 94
Abs. 1 BGB. Die BegruÈndung derar-
tiger Rechte war letztlich Ausfluss
des Zivilrechts der DDR, das als In-
strument des Staates zur Verwirkli-
chung der sozialistischen Gesell-
schaftsordnung verstanden wurde
(vgl. § 22 Abs. 2 und § 284 ZGB).
Das Sachenrechtsbereinigungsge-
setz (SachenRBerG) regelt die
RechtsverhaÈltnisse zwischen Grund-
stuÈckseigentuÈmern und Nutzern, de-
nen durch rechtliche Bestimmungen
oder behoÈrdliches Handeln der DDR
die Bebauung fremder GrundstuÈcke
gestattet wurde. Mit einbezogen
sind auch die GrundstuÈcksnutzungen
ohne rechtliche Absicherung (Nut-
zung fremder GrundstuÈcke allein
auf Grund einer Entscheidung des
Staates oder von Parteiorganen) so-
wie die sog. haÈngenden FaÈlle (Be-
bauung mit Billigung und auf Zu-
weisung staatlicher Stellen oder
auf Entscheidung eines LPG-Vorsit-
zenden). Durch das SachenRBerG
enthaÈlt der Nutzer bzw. GebaÈudeei-
gentuÈmer grundsaÈtzlich den An-
spruch auf Bestellung eines Erbbau-
rechts oder Ankauf des GrundstuÈcks
zum halben Erbbauzins bzw. Boden-
wert (sog. Teilungsmodell), um
Grund- und GebaÈudeeigentum
BGB-konform zusammenzufuÈhren.
Inzwischen ist festzustellen, dass die
Sachenrechtsbereinigung in den
draÈngenden FaÈllen im Wesentlichen
abgeschlossen ist. SchaÈtzungsweise
weit uÈber 80 % der sachenrechtlichen
BereinigungsfaÈlle wurden auûerhalb
der FoÈrmlichkeiten des SachenR-
BerG entweder durch freie notarielle
KaufvertraÈge von den Betroffenen
selbst geloÈst oder im Wege der Flur-
neuordnung (siehe Ziff. 3.2) geregelt.
Insofern hat das Gesetz den Effekt,
dass es die Erledigung der FaÈlle we-
gen der verfahrens- und inhaltsmaÈûi-
gen Kompliziertheit aus dem foÈrmli-
chen Verfahren (§§ 87 ff. SachenR-
BerG: Notarielles Vermittlungsver-
fahren) in den Bereich des freien
Aushandelns oder die Bodenordnung
draÈngt. Dies war durchaus erwuÈnscht
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und bei Erlass des Gesetzes auch er-
wartet worden.

2.1.2 Schuldrechtsanpassung

UÈ ber 50 % aller Haushalte der DDR
besaûen ErholungsgrundstuÈcke, sog.
Datschen. Allein diese Tatsache ver-
deutlicht, dass die Anpassung der
schuldrechtlichen VerhaÈltnisse an
das Miet- und Pachtrecht des BGB
nicht nur eine begleitende, sondern
vielmehr eine ebenso zentrale Auf-
gabe wie die Sachenrechtsbereini-
gung ist. Das SchuldrechtsaÈnde-
rungsgesetz enthaÈlt dazu die UÈ ber-
leitung vertraglicher oder dem
Schuldrecht zugeordneter dinglicher
RechtsverhaÈltnisse, die in der DDR
entstanden waren, in das Schuldrecht
des BGB. Es umfasst im Einzelnen
vier Gesetze:
Das Schuldrechtsanpassungsgesetz
(SchuldRAnpG) umfasst hauptsaÈch-
lich vertragliche Nutzungen zu ande-
ren Zwecken als zu Wohnzwecken
(z. B. Garagenkomplexe), UÈ berlas-
sungsvertraÈge ohne erhebliche bauli-
che Investitionen des Nutzers sowie
Inanspruchnahmen aufgrund von
Miet-, Pacht- und anderen Nutzungs-
vertraÈgen. Die RechtsverhaÈltnisses
werden kraft Gesetzes in schuld-
rechtliche VerhaÈltnisse nach dem
BGB umgewandelt und mit beson-
deren Anpassungsbestimmungen
versehen. Dies gilt vor allem fuÈr
den erweiterten KuÈndigungsschutz
in Abweichung vom BGB und die
vorgesehene EntschaÈdigung nach
Maûgabe der Nutzungsentgeltver-
ordnung (NutzEV).
Das Erholungsnutzungsrechtsgesetz
(ErholNutzG) regelt speziell die zu
Erholungszwecken verliehenen Nut-
zungsrechte an Wochenendhaus-
grundstuÈcken. Das Anpflanzungsei-
gentumsgesetz (AnpflEigentG) um-
fasst die RechtsverhaÈltnisses an
den von den landwirtschaftlichen
Produktionsgenossenschaften vorge-
nommenen Anpflanzungen (frucht-
tragende Kulturen, Hecken und
FeldgehoÈlze) und das Meliorations-
anlagengesetz (MeAnlG) die Rechte
an Be- und EntwaÈsserungsanlagen.

2.2 Unternehmensbezogene
VermoÈgensabwicklung

Bei der unternehmensbezogenen
VermoÈgensabwicklung geht es vor-

rangig um den Verkauf der ehemali-
gen volkseigenen Unternehmen im
Bereich der Treuhandanstalt (jetzt
Bundesanstalt fuÈr vereinigungsbe-
dingte Sonderaufgaben ± BVS) und
um die Umgestaltung der ehemali-
gen landwirtschaftlichen Produkti-
onsgenossenschaften. Die wichtig-
sten Rechtsgrundlagen sind das
Treuhandgesetz (THG) und das
Landwirtschaftsanpassungsgesetz
(LwAnpG). Ziel ist es, die unterneh-
merische TaÈtigkeit des Staates so
weit wie moÈglich zuruÈckzufuÈhren,
die WettbewerbsfaÈhigkeit moÈglichst
vieler Unternehmen herzustellen
und somit ArbeitsplaÈtze zu sichern
bzw. neu zu schaffen und FlaÈchen
fuÈr die weitere wirtschaftliche Ent-
wicklung bereitzustellen.
Die Schaffung einer gesunden Wirt-
schafts- und Agrarstruktur wird be-
gleitet durch eine intensive einzelbe-
triebliche FoÈrderung nach den Bund-
LaÈnder-Gemeinschaftsaufgaben des
Art. 91 a des Grundgesetzes (GG)
¹Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstrukturª (vgl. Art. 28 EV)
und ¹Verbesserung der Agrarstruktur
und des KuÈstenschutzesª. Hinzu
kommt die Ausweisung neuer Ge-
werbeflaÈchen durch die Gemeinden,
der Ausbau der wirtschaftsnahen In-
frastruktur einschlieûlich des Stra-
ûennetzes und die Verbesserung
der Argrarstruktur durch Dorfer-
neuerung, Flurbereinigung und Flur-
neuordnung.

2.3 Regelung des oÈffentlichen
GrundvermoÈgens

Wesentliche VermoÈgensgegenstaÈnde
des ehemaligen VolksvermoÈgens
muÈssen als Verwaltungs- und Fi-
nanzvermoÈgen bei der oÈffentlichen
Hand (Bund, LaÈnder, Kreise und Ge-
meinden) verbleiben und entspre-
chend zugeordnet werden (Art. 21
und 22 EV). Dies gilt insbesondere
fuÈr das oÈffentliche ZweckvermoÈgen.
Die Zuordnung und verfahrensmaÈûi-
ge Abwicklung erfolgt im Wesentli-
chen nach dem VermoÈgenszuord-
nungsgesetz (VZOG) in Verbindung
mit dem KommunalvermoÈgensge-
setz (KVG) und ist mittlerweile wei-
testgehend abgeschlossen.
Das Wohnungsgenossenschafts-Ver-
moÈgensgesetz (WoGenVermG) ent-
haÈlt daruÈber hinaus Sonderregelun-

gen fuÈr den von den Wohnungsge-
nossenschaften genutzten, ehemals
volkseigenen Grund und Boden. Es
normiert die UÈ bertragung der FlaÈ-
chen kraft Gesetzes mit der Ver-
pflichtung zur Zahlung eines Aus-
gleichsbetrags an die jeweilige Ge-
meinde.

2.4 VermoÈgensrecht im engeren
Sinne

Individualeigentum an Produktions-
mitteln, zu denen auch der Grund
und Boden gehoÈrt, war in der sozia-
listischen Gesellschaftsordnung der
DDR ideologisch unerwuÈnscht.
Seine UÈ berfuÈhrung in Gesellschafts-
eigentum (Volkseigentum) wurde als
Instrument des Staates zur Verwirk-
lichung der Gesellschaftsordnung
angesehen (vgl. §§ 17 und 20
ZGB; beide schon aufgehoben durch
Gesetz vom 21.06.1990, GBl. I
S. 331). Dabei stand der Aufbau
eines vermeintlich besseren Gesell-
schaftssystems und die Umsetzung
politischer Ziele oftmals uÈber rechts-
staatlichen ErwaÈgungen. Vielen Be-
troffenen ist daher offensichtliches
Unrecht geschehen.
Vor diesem Hintergrund ist die ver-
moÈgensrechtliche Aufarbeitung im
Zuge der deutschen Wiedervereini-
gung auch mit der berechtigten For-
derung nach Wiedergutmachung und
Unrechtsbereinigung verbunden
worden. Die AnspruÈche sind im Ge-
setz zur Regelung offener VermoÈ-
gensfragen (VermoÈgensgesetz ±
VermG) und seiner Nebengesetze
naÈher geregelt. Aus der FuÈlle der
Aufgaben sollen hier nur zwei Berei-
che hervorgehoben werden:
l Bodenreform (1945± 1949)

Die Bodenreform umfasste rund
2,6 Mio. ha privater land- und
forstwirtschaftlicher NutzflaÈche.
GemaÈû Art. 41 Abs. 1 und 3 EV
besteht ein Restitutionsauschluss
bezuÈglich der Enteignungen auf
besatzungsrechtlicher oder besat-
zungshoheitlicher Grundlage.
Umwandlung des Neubauernei-
gentums in frei verfuÈgbares Privat-
eigentum im Wege der sog. Nach-
zeichnungsloÈsung (Art. 233
§§ 11±16 EGBGB) und Privatisie-
rung der seinerzeit in Volkseigen-
tum verbliebenen FlaÈchen (Boden-
fonds) durch Verkauf und vorge-
schaltete Verpachtung
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Wiedergutmachung der von der
Bodenreform betroffenen Eigen-
tuÈmer durch staatliche Ausgleichs-
leistungen nach dem Ausgleichs-
leistungsgesetz (AusglLeistG).

l Teilungsbedingte Enteignungen
(1949±1989)
RuÈckuÈbertragung nach dem
VermG unter Beachtung des
Grundsatzes aus Art. 41 Abs. 2
EV ¹RuÈckgabe vor EntschaÈdi-
gung, aber Vorrang eines Inves-
torsª nach dem Investitionsvor-
ranggesetz (InVorG)
EntschaÈdigung der betroffenen
ehemaligen EigentuÈmer bei Aus-
schluss der Restitution nach dem
EntschaÈdigungsgesetz (EntschG)

3 Ordnung des
Grundeigentums

In Folge des Systemwechsels muÈs-
sen in erheblichem Umfang auch
GrundstuÈcke neu vermessen werden,
insbesondere weil die tatsaÈchlichen
NutzungsverhaÈltnisse (Besitzstands-
grenzen) nicht mehr mit den uÈber-
kommenen GrundstuÈckszuschnitten
uÈbereinstimmen und private wie oÈf-
fentliche Bauvorhaben einschlieû-
lich Infrastruktureinrichtungen uÈber-
wiegend auf der Grundlage von Nut-
zungsbefugnissen ohne entsprechen-
den Grunderwerb durchgefuÈhrt wor-
den sind. Um die daraus resultieren-
den Eigentumsprobleme zu loÈsen,
wurden insbesondere die Bodenson-
derung und Flurneuordnung als neue
Instrumente eingefuÈhrt.

3.1 Bodensonderung

Um den Aufwand des Vermessungs-
und Katasterverfahrens zu reduzie-
ren, enthaÈlt das Bodensonderungsge-
setz (BoSoG) das Instrument des
Sonderungsplanes, mit dem nur an-
hand einer Karte die Neuordnung er-
folgt. Der Sonderungsplan tritt an die
Stelle des Liegenschaftskatasters, so
dass auf diese Weise schnell eine
GrundstuÈcksneuordnung und Grund-
bucheintragung erreicht werden
kann. Weitere Einzelheiten enthaÈlt
die Sonderungsplanverordnung
(SPV). Das Verfahren wird im We-
sentlichen fuÈr folgende Vermes-
sungsaufgaben angewandt:

l Teilung und Zusammenlegung
von GrundstuÈcken im Zusammen-
hang mit der Sachenrechtsbereini-
gung. Hierbei handelt es sich vor
allem um eine Bodenordnung in
Gebieten des ehemaligen komple-
xen Wohnungs- und Siedlungs-
baus, bei denen GrundstuÈcke nicht
in Volkseigentum uÈberfuÈhrt wor-
den waren.

l AufloÈsung ungetrennter Ho-
fraÈume, die bei der Katasterurver-
messung in den ehemals preuûi-
schen Gebieten entstanden waren.
Die vorlaÈufige LoÈsung erfolgt da-
bei durch die Hofraumverordnung
(HofV) mittels hilfsweiser Be-
stimmung eines amtlichen Ver-
zeichnisses i. S. v. § 2 Abs. 2
GBO; die endguÈltige dann mittels
Bodenordnung durch Sonderung.

3.2 Flurneuordnung

Der laÈndliche Raum der DDR wurde
beherrscht von dem als selbstaÈndigen
Rechtszweig kodifizierten LPG-
Recht (LPG-Gesetze vom
07.08.1952, GBl. I S. 713, vom
03.06.1959, GBl. I S. 577 und vom
02.07.1982 GBl. I S. 443). Das
LPG-Recht(siehe§ 8Abs. 1LPG-Ge-
setz 1959 und § 18 LPG-Gesetz 1982)
enthielt als wesentliches Element das
kollektive Bodennutzungsrecht. Mit
der Landeinbringung uÈbergab der
Landwirt seine EigentumsflaÈchen
der LPG zur unbefristeten und unent-
geltlichen Nutzung. Formell bestan-
den seine Eigentumsrechte zwar wei-
ter, sie wurden aber durch das umfas-
sendeunddauerndeNutzungsrechtder
LPG uÈberlagert. Die EinschraÈnkung
des Eigentums durch das Nutzungs-
recht ging so weit, dass der Grundei-
gentuÈmer auch bei wesentlichen AÈ n-
derungen der Bodennutzung (AÈ nde-
rung der Nutzungsart, Errichtung
von Meliorationsanlagen, Bebauung
durch die Genossenschaft) oder bei
der Abgabe seiner FlaÈchen an andere
Nutzer (z. B. fuÈr den Eigenheimbau)
nicht gefragt, ja nicht einmal infor-
miert wurde.
Im laÈndlichen Raum der neuen Bun-
deslaÈnder sind nach Erhebungen des
Bundesministeriums der Justiz und
des Bundeslandwirtschaftsministeri-
ums aus dem Jahre 1989 bis zu
250000 Eigenheime auf fremden Bo-
denflaÈchen errichtet worden, davon

rd. 60 % auf privaten GrundstuÈcken
und 40 % auf volkseigene FlaÈchen.
Damit stehen rd. 75 % des gesamten
Eigenheimbestandes im laÈndlichen
RaumaufGrundstuÈckenimEigentum
Dritter. Hinzu kommt ein Regelungs-
bedarf fuÈr schaÈtzungsweise 70 000
landwirtschaftliche GebaÈude.
Nach der Zwangskollektivierung
wurden seit Mitte der 50er Jahre flaÈ-
chendeckend Flurmeliorationen
durchgefuÈhrt. In der DDR gab es
1989 auf 36 % der landwirtschaftli-
chen NutzflaÈche (LF) EntwaÈsse-
rungs- und auf 18 % der LF BewaÈs-
serungssystemen. Die uÈbrigen Me-
liorationsanlagen, die Straûen,
Wege und GewaÈsser, aber auch An-
pflanzungen und Staubecken wurden
ausnahmslos ohne Eigentumsrege-
lung angelegt. Ferner wurden zahl-
reiche Kleinstrukturen und ein Groû-
teil des Wegenetzes, insbesondere
die Wege aus der Bodenreform, be-
seitigt, um guÈnstige Schlagformen
zu schaffen. Als Folge der GroûflaÈ-
chenbewirtschaftung sind die
GrundstuÈcke daher heute nach ihrer
Lage und in ihren Grenzen in der
OÈ rtlichkeit nicht mehr erkennbar,
in der Regel ohne Zuwegung und
vielfach uÈberbaut.
Die LoÈsung all dieser Eigentumspro-
bleme ist im 8. Abschnitt (§§ 53 ff.)
des Landwirtschaftsanpassungsge-
setzes (LwAnpG) im Zusammen-
hang mit der AufloÈsung der LPG'en
und der Bildung neuer Landwirt-
schaftsbetriebe geregelt. Er enthaÈlt
als spezialgesetzlichen Auftrag die
¹Verfahren zur Feststellung und
Neuordnung der EigentumsverhaÈlt-
nisseª, die kurz als ¹Flurneuord-
nungª bezeichnet werden. FuÈr die
Bearbeitung sind nach § 63 Abs. 2
LwAnpG die Vorschriften des be-
waÈhrten Flurbereinigungsgesetzes
(FlurbG) sinngemaÈû anzuwenden
(siehe im Einzelnen THIEMANN

2001).

4 Entwicklung von Stadt
und Land

4.1 Landentwicklung

Die Entwicklung der laÈndlichen
RaÈume wurde in der DDR maûgeb-
lich von den LPG'en bestimmt. Sie
schufen nicht nur die oÈrtliche Infra-
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struktur (z. B. betrieblich-oÈffentliche
Straûen), sondern auch die kommu-
nalen und sozialen Einrichtungen
und sorgten sich um das kulturelle
Angebot (siehe FELDMANN 1990).
Mit der Wiedervereinigung und der
dadurch bedingten Umwandlung der
Betriebe in marktorientierte Wirt-
schaftsunternehmen fielen zahlreiche
bis dahin tragende Strukturen in den
DoÈrfern weg. So musste nicht nur das
doÈrfliche Gemeinschaftsleben wieder
organisiert, sondern auch eine laÈndli-
che Entwicklung insgesamt neu auf-
gebaut werden (vgl. ¹Modellvorha-
ben Dorferneuerung in der DDRª Do-
kumentation BML, Bonn 1990). Sie
stuÈtzt sich in allen LaÈndern auf die
Bund-LaÈnder-Gemeinschaftsaufgabe
¹Verbesserung der Agrarstruktur und
des KuÈstenschutzesª (kurz GA) und
ist heute in die sog. zweite SaÈule
der EU-Agrarpolitik (Verordnung
(EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom
17.05.1999 uÈber die FoÈrderung der
Entwicklung des laÈndlichen Raumes
durch den EuropaÈischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds fuÈr die
Landwirtschaft (EAGFL) ..., ABl.
L 160, S. 80) eingebunden. Die In-
strumente
l Agrarstrukturelle Entwicklungs-

planung (AEP)
l Dorferneuerung
l Bodenordnung nach dem FlurbG

und/oder LwAnpG
sind trotz der Rahmenvorgaben
durch die GA sehr unterschiedlich
ausgerichtet und werden durch ver-
schiedenste flankierende Pro-
gramme ergaÈnzt. Beispielhaft seien
die Strategien in der laÈndlichen Bo-
denordnung genannt, die sich bei ge-
neralisierender Betrachtung wie
folgt darstellen:
a) vornehmlicher Einsatz der Instru-

mente des 8. Abschnitt (§§ 53 ff.)
des LwAnpG unter sinngemaÈûer
Anwendung des FlurbG

b) Konzentration auf Zweckverfah-
ren nach dem FlurbG zur Unter-
stuÈtzung der Verkehrsprojekte
¹Deutsche Einheitª und anderer
Infrastrukturvorhaben

c) UÈ bernahme der im Partnerland er-
probten und bewaÈhrten Ausrich-
tung der Bodenordnungsinstru-
mente nach dem FlurbG

d) Mischformen und kombinierte
Verfahren nach dem FlurbG und
dem 8. Abschnitt des LwAnpG

4.2 Stadtentwicklung und
Bauleitplanung

Zum Stand der staÈdtebaulichen Pla-
nung in der DDR ist festzustellen,
dass in den 187 StaÈdten mit mehr
als 10 000 Einwohnern in der Regel
ein Generalbebauungsplan bzw. ein
staÈdtebaulicher Leitplan vorlag. In
der Vielzahl der kleineren Gemein-
den (80 % der 7563 Gemeinden in
der DDR hatte weniger als 2000 Ein-
wohner und rd. 50 % weniger als 500
Einwohner.) gab es aber nur selten
(ca. 10 %) Ortsgestaltungskonzep-
tionen. Dies lag auch darin begruÈn-
det, dass die Raumplanung in der
DDR in erster Linie Wohnungsbau-
politik fuÈr Groûvorhaben und Stand-
ortpolitik fuÈr gewerblich industrielle
Komplexe war. FuÈr die Standorte des
Wohnungsbaus waren im Grundsatz
die Bezirke verantwortlich. Sie be-
stimmten die Grundlinien der raÈum-
lichen Entwicklung und die inhaltli-
che Gestaltung und Aktualisierung
der GeneralbebauungsplaÈne bzw.
staÈdtebaulichen LeitplaÈne (fuÈr StaÈdte
unter 35 000 Einwohnern) und Orts-
gestaltungskonzeptionen (fuÈr kleine-
re StaÈdte und DoÈrfer). Die Len-
kungsfunktion dieser Planungen
war jedoch begrenzt, da die eigentli-
chen Entscheidungen im Rahmen
der zentralstaatlichen Investitions-
planung fielen und die Entwicklung
der laÈndlichen RaÈume von den
LPG`en getragen wurde.
Bekanntermaûen entsprachen die
vorhandenen RaumordnungsplaÈne
in der DDR kaum rechtsstaatlichen
Anforderungen (Einhaltung des for-
mellen Aufstellungsverfahrens und
ordnungsgemaÈûe materiell-rechtli-
che AbwaÈgung), so dass schon allein
aus diesem Grund eine erfolgver-
sprechende UÈ berleitung in fortgel-
tendes Planungsrecht kaum in Frage
kam. Vielmehr hatte sich die DDR
im Staatsvertrag vom 18.05.1990
verpflichtet, zur Planungs- und
Investitionssicherheit baldmoÈglichst
Rechtsgrundlagen zu schaffen, die
dem bundesdeutschen Recht
(BauGB und ROG) entsprechen.
Infolgedessen fuÈhrte die Verordnung
zur Sicherung einer geordneten staÈd-
tebaulichen Entwicklung und der
Investitionen in den Gemeinden
(Bauplanungs- und Zulassungsver-
ordnung ± BauZVO v. 20.06.1990,

GBl. I S. 739) wesentliche Teile
des BauGB in der DDR ein. Die Re-
gelungen wurden jedoch um das
neue Instrument des Vorhaben- und
Erschlieûungsplanes ergaÈnzt, um
rasch Investitionsvorhaben zu er-
moÈglichen.
Das StaÈdtebaurecht der DDR ein-
schlieûlich der BauZVO ist gemaÈû
Art. 8 f. EV mit dem Beitritt am
03.10.1990 auûer Kraft getreten
und durch das BauGB ersetzt wor-
den. § 246 a BauGB enthielt jedoch
bis zum 31.12.1997 befristete um-
fangreiche Sonderregelungen, um
den besonderen Bedingungen in
der Baulandbereitstellung und Stadt-
sanierung gerecht zu werden.
InderaltenBundesrepublik fuÈhrtedie
erheblich gestiegene Nachfrage nach
WohnraumschonMitteder80erJahre
zu BemuÈhungen um eine Erleichte-
rung des Bauens und Beschleunigung
derPlanungsverfahren.Sie fanden ih-
ren Niederschlag in dem am
01.06.1990 in Kraft getretenen und
bis Ende 1997 befristeten Maûnah-
mengesetz zum BauGB (BauGB-
MaûnahmenG).
Die Effekte aus dem BauGB-Maû-
nahmenG uÈberlagerten sich in den
neuen LaÈndern mit den Sonderrege-
lungen in § 246 a BauGB. Die ge-
meinsamen Erfahrungen aus beiden
Regelungsbereichen fuÈhrten schon
1993 zum Investitionserleichte-
rungs- und Wohnbaulandgesetz
(Inv-WoBaulG), welches das StaÈdte-
baurecht entsprechend fortschrieb.
Es enthaÈlt zahlreiche AÈ nderungen
zum BauGB (z. B. Erweiterung der
Abrundungssatzung, Ausdehnung
der Umlegung auf den unbeplanten
Innenbereich, staÈdtebauliche Ent-
wicklungsmaûnahme als Dauer-
recht) und zum BauGB-Maûnah-
menG (Vereinfachung der Bauleit-
planung, Minderung der Rechtsauf-
sicht, Normierung des Rechts der
staÈdtebaulichen VertraÈge, Ausdeh-
nung des Vorhaben- und Erschlie-
ûungsplans auch auf die alten LaÈn-
der) sowie daraus folgend eine Re-
duzierung der Sonderregelungen
fuÈr die neuen LaÈnder in § 246 a
BauGB. Zu nennen ist in diesem Zu-
sammenhang auch der sog. Bau-
rechtskompromiss in §§ 8 a ±c
BNatSchG alter Fassung.
Mit dem Bau- und Raumordnungs-
gesetz (BauROG), welches am
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01.01.1998 in Kraft getreten ist, hat
die Entwicklung ihren Abschluss ge-
funden, indem die bewaÈhrten Rege-
lungen aus dem BauGB-Maûnah-
menG in das BauGB als Dauerrecht
uÈbernommen wurden und die Son-
derregelungen fuÈr die neuen LaÈnder
ausliefen. Seitdem gilt ein einheitli-
ches Bauplanungsrecht fuÈr die ge-
samte Bundesrepublik.

4.3 Nachhaltige
Raumentwicklung

Nach den rahmenrechtlichen Vorga-
ben des Raumordnungsgesetzes
(ROG) haben die neuen LaÈnder An-
fang der 90er Jahre Landesplanungs-
gesetze erlassen und die Raumord-
nung und Landesplanung voÈllig
neu institutionalisiert. Dabei ist ver-
gleichbar den alten LaÈndern eine
groûe Vielfalt der Regelungen, Ar-
beitsweisen und Organisationsstruk-
turen festzustellen.
Mittlerweile ist die Erstellung der
Landesraumordnungsprogramme
und deren Konkretisierung in regio-
nalen RaumordnungsplaÈnen abge-
schlossen. Vielfach gehen die PlaÈne
bereits in die Fortschreibung, wobei
die 1998 in § 1 Abs. 2 ROG nor-
mierte Leitvorstellung der Nachhal-
tigkeit als grundlegendes Prinzip der
Raumentwicklung umzusetzen ist.
Daneben ruÈckt die Regionalentwick-
lung entsprechend § 13 ROG (Erstel-
lung und Umsetzung regionaler Ent-
wicklungskonzepte) zunehmend in
der Vordergrund der raumordneri-
schen BemuÈhungen. Sie hat im laÈnd-
lichen Raum enge Beziehungen zur
Regionalen Landentwicklung.

4.4 Infrastrukturvorhaben

In der DDR wurde die nach dem 2.
Weltkrieg vorhandene uÈberoÈrtliche
Infrastruktur kaum erweitert und un-
terhalten. Hieraus entstand ein enor-
mer Nachholbedarf, weil die wirt-
schaftliche Entwicklung heute
mehr denn je von einer intakten Ver-
kehrsinfrastruktur abhaÈngt ist. Bis
Mitte der 90er Jahre wurde daher
das gesamte klassifizierte Straûen-
netz auûerhalb der Ortslagen grund-
instandgesetzt.
Den ¹Verkehrsprojekten Deutsche
Einheitª kommt als uÈberregionalen
Infrastrukturvorhaben eine SchluÈs-

selrolle fuÈr die Verkehrsanbindung
der neuen LaÈnder und fuÈr den euro-
paÈischen Ost-West-Verkehr zu. Sie
umfassen neun Eisenbahnprojekte
mit insgesamt rund 1900 km Aus-
baulaÈnge, sieben Straûenbauvorha-
ben mit 2000 km und eine Wasser-
straûe mit 280 km. Insgesamt sind
dies uÈber 4000 km Aus- und Neu-
bauvorhaben. Hinzu kommen zahl-
reiche Straûenbaumaûnahmen von
landesweiter und regionaler Bedeu-
tung sowie zahlreiche Umgehungs-
straûen zur Entlastung der Sied-
lungskerne. FuÈr all diese Vorhaben
muûten innerhalb kuÈrzester Zeit
die planungsrechtlichen Grundlagen
geschaffen, der Grunderwerb getaÈ-
tigt und die Eingriffe in die Landbe-
wirtschaftung und den Naturhaushalt
ausgeglichen werden.

4.5 Sicherung des Naturerbes
und Aufbau geschaÈdigter
Landschaften

Noch von der DDR wurde im Sept.
1990 ein Programm uÈber die Errich-
tung von BiosphaÈrenreservaten und
Nationalparken verabschiedet, um
das Naturerbe zu sichern und die
Ziele des UNESCO-Programms
¹man and biosphereª vom
23.10.1970 in praÈdestinierten Land-
schaften umzusetzen. Diese Ent-
wicklung fuÈhrte 1998 zur EinfuÈgung
der BiosphaÈrenreservate als neuer
Schutzgebietskategorie in das Bun-
desnaturschutzgesetz (jetzt § 25
BNatSchG neuer Fassung) und ist
bundesweit richtungsweisend. Auf
der anderen Seite weisen groûe
Landschaftsbereiche SchaÈden einer
einseitig oÈkonomisch ausgerichteten
Wirtschaftsweise auf (insbesondere
ausgeraÈumte Agrarlandschaften und
Bergbaufolgelandschaften), deren
Aufwertung und Sanierung erhebli-
che Aufwendungen erfordert und
nur zoÈgernd voranschreitet.

5 Fazit und Ausblick

Nach 12 Jahren seit der deutschen
Wiedervereinigung laÈsst sich im Er-
gebnis feststellen, dass im Bereich
des Immobiliarrechts die Rechtsein-
heit weitgehend hergestellt werden
konnte. Das sozialistische System
des Volkseigentums wurde in das

westeuropaÈische System des Privat-
rechts uÈberfuÈhrt und die Rechtsver-
haÈltnisse wurden BGB-konform an-
gepasst. Lediglich beim getrennten
Grund- und GebaÈudeeigentum sind
noch etwa ein Drittel der FaÈlle zu re-
geln.
WaÈhrend die Bodenordnungsaufga-
ben im staÈdtischen Bereich schon
zum Groûteil bewaÈltigt sind, weist
der laÈndliche Raum noch zu uÈber
80 % ungeordnete Eigentumsver-
haÈltnisse auf. Denn auf Grund des
kollektiven Bodennutzungsrecht,
das rd. 90 % der laÈndlichen Gebiete
umfasste, muss nahezu die gesamte
FlaÈche neu geordnet werden, um
die vielfaÈltigen Eigentumsprobleme
zu loÈsen und eine adaÈquate Infra-
struktur aufzubauen. Insgesamt ist
es gelungen, in der staÈdtischen und
laÈndlichen Entwicklung effiziente
Verwaltungs- und Organisations-
strukturen aufzubauen. Die FuÈlle
der anstehenden Aufgaben ist jedoch
enorm und wird die naÈchsten Jahr-
zehnte bestimmen.
Die Ergebnisse des Transformations-
prozesses Deutsche Einheit wurden
bisher kaum ausgewertet. Hier droht
wertvolles Erfahrungswissen aus
dem Systemwechsel verloren zu ge-
hen, dass in den mittel- und osteuro-
paÈischen Staaten zur effizienten LoÈ-
sung der dortigen Entwicklungspro-
bleme beitragen kann. Der Beitrag
soll daher Anstoû geben, verstaÈrkt
in eine kritische Aufarbeitung einzu-
steigen. Dies kann wegen der Kom-
plexheit der Materie nur modular
und interdisziplinaÈr geschehen.
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Zusammenfassung

Im Zuge der deutschen Wie-
dervereinigung war der
Wechsel von der Plan- zur
Marktwirtschaft sowie vom
sozialistischen System des
Volkseigentums zum westeu-
ropaÈischen System des Pri-
vatrechts zu bewaÈltigen. Die
vorliegende Systematisierung
stellt diesen Prozess in einer
GesamtuÈbersicht dar. Ziel ist
es, zur Aufarbeitung anzure-
gen, um Erfahrungswerte

abzuleiten und so die Trans-
formationsprozesse in Mittel-
und Osteuropa zu unterstuÈ t-
zen.

Summary

Cause of the change from the
planned to the market econo-
my and from the socialist
system of the public property
to the system of private law in
Western Europe, was the
German reunification. The
present systematic scheme
gives a general overview of
this process. The aim is the
stimulation of a working up to
derive the values of experi-
ences and to support the
process of transformation in
Central and Eastern Europe.

Hüthig
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